
AnseigMittl 
für die Erzdiözese Freiburg. 

Wy. 8« Donnerstags den 27. Märj 1903. 

Die Vornahme der Religionsprüfungen an den Volksschulen betreffend. 

Nr. 2840. An die Hochwürdigen Erzbischöflichen Schulinspektionen und Pfarrämter. 

3W ergüngung unseres SrlaßeS born 16. Januar b. g. %. 613 (Ängeigeblaü %r. 2) uub gur Beseitigung ber= 

schiedener Bedenken und Schwierigkeiten wird verordnet: 

1. Die @d)uü#eEtDren (lub berei^tigt, bie aKe gwei ^a^re in ben einzelnen bon 

i^en bMaune#enben %eIigiDnSf)rüfuugen auth toâhrenb beS uicßt nur gegen St^Iuß besseren, 

abzuhalten. Sie haben dann den bisher durchgenommenen Theil des Jahrespensums eingehend zu prüfen 

sollen aber auch nach ihrem billigen Ermessen sich über die Leistungen des Vorjahres orientieren. — Es 

bürste M en#I)[en, in größeren ganten me%r regeimüßig, an &Wei%affigen (Spulen etwa abWe^fetnb bie 

Prüfung gegen Ende des Schuljahres vorzunehmen. 

Es soll hier an die Vorschrift des Lehrplans I. 4. erinnert werden, daß nach je vier Wochen bezw 

nach Durchnahme eines größeren Abschnittes das Durchgegangene zu wiederholen ist. 

2. Die Herren #uMn%eftoren Werben bie benötigte Prüfung Wenigstens 14 Dage bor beren 9ib#tung 

bem Bfarramte sowie ber ®rDß%er&Dgüd)en anmetben. DaS Pfarramt hat bann sofort 

den üblichen Bericht mit den vorgeschriebenen Beilagen der Inspektion zu übersenden, während in den 

Jahren, in welchen pfarramtliche Prüfung stattfindet, die Einsendung längstens 14 Tage nach Schluß des 

Schuljahres zu erfolgen hat. 

Die Erstattung der Jahresberichte und Vorlage der Akten seitens der Herren Schulinspektoren erwarten 

wir längstens bis Ende Juli. 

3. Die Gebühren der Erzbischöflichen Schulinspektoren sollen auch künftig 10 Jk für den Tag Betragen, welcher 

Betrag auf ßoubS beS BfarrortS be&W. ber giüaten &u übernehmen ober en#ed)enb &u berWjeüen 

ist- Auch für nöthiggewordene Mehrausgaben haben diese Fonds aufzukommen. 
Wenn in besonderen Fällen der Verhältnisse wegen — nachdem hierüber zwischen der Erzbischöflichen 

Schulinspektion und der Großherzoglichen Kreisschulvisitatnr Einverständniß erzielt ist — die Schulkinder 

eines Ortes an einen andern zur Prüfung durch ihren Lehrer geführt werden, so hat der Lehrer ebenfalls 

eine entsprechende Gebühr — von 3 bis 5 Æ — anzusprechen. 

Freiburg, den 21. März 1902. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

Pastoralkonferenzen pro 1902 betreffend. 

Nr. 2941. Die Aufsatzthemata für die diesjährigen Pastoralkonferenzen sind folgende: 

1. Die Bedeutung der Rhetorik für das kirchliche Predigtamt soll durch Gründe und Beispiele gewürdigt werden. 

2. Wie erwirbt sich der Seelsorger die nothwendige Kenntnis seiner Gemeinde und das Vertrauen derselben? 3. Wie 

ist die der Elementarschule entwachsene Jugend mit Rücksicht auf die Gefahren unserer Zeit im katholischen Glauben 

und Leben zu erhalten? 

F r e i b u r g, den 23. März 1902. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

Die Erbschafts- und Schenkungssteuer betreffend. 

Nr. 7880. An die Katholischen Stiftungsräthe, die Herren Pfründnießer und Kämmerer. 

Im Anschluß folgt eine kurze Belehrung über die wichtigsten für die Erbschafts- und Schenkungssteuer in Baden 

geltenden Bestimmungen. 
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Die Katholischen Stiftungsräthe, die Herren Pfründnießer und Kämmerer werden angewiesen, durch geeignete 
Anträge und Auskunftsertheilung darauf hinzuwirken, daß die Steueransätze möglichst richtig erfolgen, und wenn ein 
Steueransatz unrichtig zu sein scheint, alsbald nach E r ö f f n u n g des Ansatzes durch die Notariate hierher unter 
Anschluß der erforderlichen Schriftstücke zu berichten, damit gegebenenfalls die Richtigstellung veranlaßt werden kann. 

Dieselben sind ferner dafür haftbar, daß etwaige Ansprüche auf Rückerstattung zu Unrecht oder „einstweilen" 
entrichteter Erbschafts- und Schenkungssteuer rechtzeitig geltend gemacht werden. 

Karlsruhe, den 26. Februar 1902. 

Kath olisch er Ob erstiftungsrath. 
ge$er. Siebter 

Erb. St. ffi. 
Erbschafts- und 

Schenkungs- 
steuergesetz. 

B. @. B. 
(Neues) Bürger- 
liches Gesetzbuch. 

8. 8. - 
Bollzugsrerord- 

nuug 
zum Erbschafts- 
u. Schenkungs- 

steuergesetz. 

H e l e lj V « « g 
über 

Lrbschafts- und ^chenkungssteuer. 

Die Bestimmungen über die Erbschafts- und Schenkungssteuer sind enthalten: 
1. im Gesetz vom 14. Juni 1899 (Gesetzes- und Verordnungsblatt 1899 Nr. XIX. Seite 165); 
2. in der Beiordnung vom 8. Dezember 1899 (Gesetzes-und Verordnungsblatt 1899 9h. L. c. 829». 

Gegenstand 
der Steuer. 
I. Erbschaits- 

steuer 
g 1 Erb. St. G. 

Für die kirchliche Vermögensverwaltung kommt im Wesentlichen das Folgende in Betracht: 

Der Erbschaftssteuer unterliegt der Anfall von Vermögen von Todeswegen d. h. durch 
1. gefe#I#e (Erbfolge (§ 1922/36 2). ®. 0.); 
2. #t#Setßrei%t (2303 2). @. 2).); 
3. testament (1937, 1939, 2064 if. 2). ®. 2k); 
4. Grbbertiaß (1941, 2274/2302 ». ®. 2).). 

®efe#%e (Erbfolge unb finb bei juristischen Berfonen (§ 21—90 23. @.=23.) 
ausgeschlossen. 

iLGd„mtw,8s ^er @^^en(nn98fteuer unterliegt bet Grüerb bon Bermögen bu# ©dienfung unter Sebenben 
446M.et.0.(§ 516/34 23. ®. 23.). 

%ie Segens un g auf ben 3:Dbe0faII (§ 2301 23. ®. S3.) Wirb je ua^ ber @a#ße bulb aß 
Erbvertrag. Mb als Schenkung unter Lebenden behandelt. 

8 48 Miete,. ^6%^« bon beweglichen Sachen uub bon Bed) ten (sog. .^«1^96(4611(6, Wnngëmeife 
Zessionen it. big[.), bie ni^t notariett beurtunbet finb, bleiben steuerfrei (wegen MuSnabme neigt. § 48 
Absatz 2 des E. St. G.: Schenkung von Rechten an Grundstücken und Lebensversicherungs-re.-Verträgen zugunsten 
Dritter). 

-luslagcn. Zuwendungen durch eine Auflage, die einer Verfügung von Lvdeswegen, einer Schenkung unter 

afI'f'Sebenden oder einer solchen auf den Todesfall beigefügt ist, werden einer Zuwendung auf den Lode-§fall 
^ ^^®^^""8 8ki4gea4tet. 

»s M.st. ». Bildet eine Zuwendung zu milden, gemeinnützigen oder öffentlichen Zwecken den Gegenstand der Auflage 
u n d ist dabei weder eine bestehende noch eine zu errichtende Stiftung als Empfängerin der Leistung angegeben, 
so Wirb bie ^uWenbung so bejubelt, aß ob gu bem begegneten ^Wed eine Stiftung im betrag ber 
Zuwendung angeordnet und diese Stiftung der Empfänger der Zuwendung wäre. 

3)ie ©teuer ist bon bemjemgen betrug gu entri^ten, um welken ber (Empfänger buns) ben GrWerb 
pslichtiger veiler wird; es sind daher insbesondere alle Schulden, Lasten und eventuell auch der Werth der Leistungen, 

81, Erb. St. G. pjx hxj einet zur Vergütung von Leistungen bestimmten Zuwendung übernommen werden, in Abzug zu bringen. 
44« 8.8. 3)ie5 gilt namentlich für Wüstung einer äuWenbung mit „34rtugen" ; ber Betrag biefer Betastung ergiebt 

M au8 ber B.=D. be8 ßabiteß=Bitariaß born 8. Suni 1876 Br. 4228 (@#fd,öfltcbe8 
&r. Wngetgeblatt 1876 9h\ 8 Seite 35). 

ErbîG. Die Erbschafts- und Schenkungssteuer betrügt bei Anfällen an juristische Personen regelmäßig 10 Prozent. 
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Ausnahmen: 

1. Mit 6 Prozent sind zu versteuern: z» m. i<i 

Anfälle, die ausschließlich zu milden (wohlthätigen), gemeinnützigen oder öffentlichen ^ ^ 

Zwecken bestimmt sind, insofern die wirkliche Verwendung zu dem bestimmten Zweck gesichert ist 

und sie nicht nur einzelne Familien oder bestimmte Personen betreffen. 

Oefsentlich sind z B. die Zwecke der Kirchenfonds (Erlaß Großh. Steilerdirektion vom 

17. August 1901 Nr. 21371), der Kirchengemeinden, der Meßnerfonds, Pfründen, Kaplaneifonds, 

der Bruderschaftsfonds u. a. m. Auch die Zwecke der Baufonds sind regelmäßig öffentliche 

(vergleiche wegen dieser Fonds unten Ziffer 2b). . 

Die wirkliche Verwendung zu den bestimmten öffentlichen rc. Zwecken ist bei den vorgenannten 

juristischen Personen regelmäßig als gesichert zu betrachten.*) 

2. Ganz steuerfrei sind: Vre3®”« 

a) Anfälle, deren Werth rein 100 JL nicht übersteigt.**) 

b) Juristische Personen des öffentlichen Rechts für Anfälle, die bestimmungsgemäß zu Zwecken 

der Wohlthätigkeit, des Unterrichts oder zur Errichtung von dem Gottesdienst gewid- 

meten Gebäuden und von Pfarrhäusern staatlich anerkannter Religionsgesellschaften 

verwendet werden sollen. 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind z. B. die Katholische Kirche in Baden, 

der Erzbischöfliche Stuhl, das Domkapitel, die Kirchengemeinden, Kirchenfvnds, Baufonds, Pfarr- und 

Kaplaneipfründen, Meßnerfonds, Bruderschaftsfonds, Kapellenfonds u. a. m. (nicht aber das Erzbischöfliche 

Ordinariat und der Stiftungsrath). 

Zu Zwecken der Wohlthätigkeit und des Unterrichts ' bestimmt ist z. B. auch die Schenkung einer 

Bibliothek zur Benützung für die Pfarrangehörigen (Erlaß der Steuerdirektion vom 7. Oktober 1901 Nr. 25807), 

die Schenkung zur Anschaffung kirchlicher Gesangbücher, zur Errichtung eines Heimes für Krankenschwestern, 

zu einer Kinderbewahranstalt, zu Anniversaralmosen u. s. w. 

Die Verwendung zu einem der gedachten Zwecke muß vom Erblasser oder Schenkgeber bestimmt sein. 

Als „Bestimmung" gilt auch schon die einfache Zuwendung an eine den steuerfreien Zweck ausschließlich 

repräsentierende juristische Person des öffentlichen Rechts.***) 

„Errichtung" umfaßt Neubau, Erweiterung, Vergrößerung, Unterhaltung oder Ausschmückung 

von Kirchen, Kapellen und Pfarrhäusern. (Erlaß Großh. Steuerdirektion vom 18. Juli 1901 Nr. 19002, 

abgedruckt in den Bekanntmachungen der Steuerdirektion vom Jahr 1901 Nr. 21.) 

Unter Umständen kann Sicherstellung oder einstweilige Entrichtung der Steuer angeordnet werden, wenn a ms sref.s 

die Verwendung nicht alsbald zu dem bestimmten Zweck erfolgt. Erb. Sr. ®. 

Die Fest stellung der Steuer liegt den Notaren ob. (Wegen der Zuständigkeit vergleiche § 30 und Behörde«. 

51 beB @rb. @t. ®.) s ? a«- 

Dem Steuerpflichtigen ist der Steueransatz unter Angabe der für die Berechnung der Steuer maßgebenden § *s, w 

Verhältnisse mittelst Zustellung zu eröffnen. Erb. St. G. 

Gegen den Steueransatz steht dem Steuerpflichtigen die Beschwerde an die Steuerdirektion zu, gegen Rechtsmittel, 

deren Entscheidung wieder die Beschwerde an das Finanzministerium und (daneben) der Rechtsweg vor dem ZW It©: 

Verwaltungsgerichtshof zulässig ist. 

Rechtskräftig d. h. unabänderlich festgestellt wird die Steuer erst durch Entscheidung des Ber- 

waltungsgerichtshofs. 

Es wird übrigens darauf hingewiesen, daß die Rechtsvertretung der Kirchengemeinden, kirchlichen Fonds 

und Pfründen dem Katholischen Oberstiftungsrath zukommt und die Stiftungsräthe und Pfründnießer hiezu 

nicht zuständig sind. (§11 Absatz 3 der landesherrlichen Verordnung vom 20. November 1861 die Verwaltung 

des Katholischen Kirchenvermögens betreffend.) 

*) Ein Vermüchtniß z. B. „an den Kirchenfond H." ist demnach nur mit 6°/« zu versteuern, auch wenn eine nähere Zweck- 
bestimmung nicht angegeben ist. 

**' Also steuerfrei z. B. Vermüchtniß „an den Kirchenfond H. in Höhe von 300 M. zur Abhaltung eines jährlichen Seelenamtes 
(sog. „Jahrtagsstistung"). Die Belastung beträgt 200 M, die Bereicherung übersteigt daher 100 M. nicht. (Erlaß Großh. Steuer- 
direktion boni 14. März 1901 Nr. 5092.) 

***) Also die Schenkung von 1000 Jh „an den Kirchen bau fond H." ist steuerfrei, die „an den Kirchenfond H." mit 6 °/o zu 
versteuern, auch wenn die Zuwendung zu Bauzwecken benützt wird. Steuerfrei dagegen: „1000 M. an den Kirchenfond H. zur 
Unterhaltung der Pfarrkirche." 
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Rück- Zu Unrecht bezahlte Erbschafts- und Schenkungssteuer kann zurückverlangt werden. Ansprüche auf 

Tgtitdajtattimg stub unter Angabe ber @rünbe bet bemienigen SRotartat gu ergeben, bon bem bie (Steuer 

angesetzt wurde: die Entscheidung erfolgt durch die Steuerdirektion. Eine Rückerstattung rechtskräftig fest- 

gestellter Steuern ist ausgeschlossen. Anspruch auf Rückerstattung ist unter anderm auch gegeben, wenn z. B. 

gw 0. bie üuüenbung infolge Änfe#tung beë @#eufuug0bertrag0 ober beö Beftamenß ober auë nnbern ®rünben 

lieber WegfaÜt (betgk#e § 20 imb 58 beë W. @t. ®.) ober bie ©teuer „einstweilen" eutri#tet Werben 

mußte, weil die Verwendung zum steuerfreien Zweck nicht gesichert war und die Verwendung dann nachträglich 

erfolgt. (§ 4 3tffer 8 Äbfa% 2 W. @t. ®.) 

Bie Ä#r#e be8 @taat0 auf Be#Iung ber erbf#aft8= nnb @#enhmg8fteuer, ebenso aber au# bie 

Ansprüche auf Rückerstattung zu Unrecht oder „einstweilen" bezahlter Beträge gegen den Staat verjähren 

in 5 Jahren jeweils von Entstehung des Anspruchs (auf Zahlung der Steuer l> ez m. Rückerstattuug derselben) an.*) 

%ßegen Unterbietung ber SBerMmng bergtei#e @efe& born 21. 3uni 1839 über bie SBeri&I)mng Bffent= 

Ii#er Abgaben mit ben bur# %rtifel 7 be0 3^nëfü^rungëgeie^^e0 gum 0. 0. 0. berfügten %enbernngen. 

»..bei,*,,;« ®efu#e um gnabenWeifen %a#(a^ ober SRüderftattung bon erb##= nnb @#entnng8ftener stub beim 

auft&nbigen Notariat ein&uret#en; bie @nt%eibung erfolgt bnr# bie ©teuerbireftion, Wenn aber me^r aß 

500 Jk nachgelassen werden sollen, durch das Finanzministerium. 

*) Z. B. Kirchenfond H. hat 1900 znm Neubau einer Kirche 10000 M. erhalten und „einstweilen" 67° Erbschaftssteuer bezahlen 
müssen (§ 4 Ziff. 8 Abs. 2 des Erb. St. G.); 1920 wird der Neubau erstellt und hiezu die 10000 M. verwendet; der Anspruch auf 
Steuerrückvergütung verjährtZfrühestens 1925 (vgl. § 79 V. B.). 

Die Anzeige von Stiftungen betreffend. 

Nr. 7487. Die Katholischen Stiftungsräthe werden mit Bezug auf die Verordnung des Erzbischöflichen Ordinariates 

born 10. 3anuar 1901 9fr. 36, @tsbif#fü#e8 %ngeigeblatt %r. 2, in ßenntnß gefeit, ba% i^nen^ über bie erfolgte 

Anzeige derjenigen Stiftungen, zu deren Annahme sie gemäß Ziffer II dieser Verordnung selbst ermächtigt sind, in der 

Regel eine Bescheinigung des Katholischen Oberstiftungsrathes nicht mehr zukommen wird. 

Dabei ma#en Wir inSbefonbere auf #iff. VI #fa& 4 ber Berorbnung aufmerksam, Warna#, soweit e8 fi# um 

Zuwendungen der in Ziff. II a und b bezeichneten Art und um unbelastete Zuwendungen in baarem Geld oder um 

regelmäßige Jahrtagsstiftungen handelt, lediglich pfarramtlich beglaubigte Abschriften der Protokolle (Stiftungsurkunden) 

und der Annahmebeurkundungen der Stiftungsräthe — nicht die Urschriften der Stiftungsurkunden bezw. Protokolle 

vorzulegen sind. 

Diese Bestimmung, durch welche die Nothwendigkeit der Rücksendung der Urkunden und der dadurch entstehende 

Zeit- und Porto-Auswaud bei der weitaus überwiegenden Mehrzahl aller Stiftungsanzeigen vermieden werden soll, ist 

künftig immer zu beachten. 

Karlsruhe, den 10. März 1902. 

Katholischer Oberstiftungsrath. 
F e tz e r. Sickinger. 

Pfrünbeausschreiben. 

Nachstehende Pfründen werden anmit zur Bewerbung ausgeschrieben: 

I. 

Eubigheim, Dekanats Buchen, mit einem Einkommen von 1288 M. außer 88 Jk 60 4 für Abhaltung von 57 

gestifteten Jahrtagen, wovon 13 mit einer Gebühr von 22 A aus der Pfründe selbst ruhen. 

Neunkirchen, Dekanats Waibstadt, mit einem Einkommen von 1464 A außer 124 Jk für Abhaltung von 112 

gestifteten Jahrtagen und außer 5 Jk 13 Jk für Abhaltung des Gottesdienstes im Filial Neckar- 

katzenbach an drei Feiertagen. 
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Obersimonswald, Dekanats Waldkirch, mit einem Einkommen von 1276 A. außer 136 A 86 4 für Abhaltung 
gestifteter Jahrtage, worunter 82 Jk für 82 zur Pfründe gestiftete Jahrtage enthalten sind, und mit 
der Verbindlichkeit, zur Tilgung einer restlichen beim Katholischen Religionsfond Freiburg errichteten 
Provisoriumsschuld im Betrage von 366 Jk 22 4 jährlich auf 4°/o Zins und Kapital 70 A. zu 
entrichten. 

Die Bewerber um diese Pfründen haben ihre mit den vorgeschriebenen Zeugnissen belegten und an Seine 
Königliche Hoheit den Großherzog gerichteten Bittgesuche um Präsentation von Seiten Allerhöchst- 
desselben innerhalb vier Wochen durch ihre vorgesetzten Dekanate bei Großherzoglichem Ministerium der Justiz, des 
Kultus und Unterrichts einzureichen. 

II. 

Bühl, Dekanats Offenburg, mit einem Einkommen von 3980 Jk außer 116 Jk 58 4 für Abhaltung von 123 
gestifteten Jahrtagen und mit der Verbindlichkeit, daß der künftige Pfründnießer die Pension des 
resignierten Pfarrers mit jährlich 2200 A. zu bestreiten hat. 

Wieden, Dekanats Wiesenthal, mit einem Einkommen von 1348 Jk außer 152 A 48 4 für Abhaltung von 147 
gestifteten Jahrtagen. 

Die Bewerber um diese der Terna unterworfenen Pfründen haben ihre mit den vorgeschriebenen Zeugnissen belegten 
und an Seine Königliche Hoheit den Großherzog gerichteten Bittgesuche um Designation von Seiten 
Allerhöchstdesselben innerhalb vier Wochen durch ihre vorgesetzten Dekanate bei Großherzoglichem Ministerium der Justiz, 
des Kultus und Unterrichts einzureichen. 

III. 

Weildorf, Dekanats Haigerloch, mit einem Einkommen von 2197 A. 

Die Bewerber um diese Pfründe haben ihre mit den vorgeschriebenen Zeugnissen belegten und an Seine König- 
liche Hoheit den Fürsten Leopold von Hohenzollern gerichteten Bittgesuche um Präsentation innerhalb 
vier Wochen durch ihre vorgesetzten Dekanate bei der Fürstlich Hohenzollern'schen Hofkammer in Sigmaringen einzureichen. 

IV. 

Herbolzheim, Dekanats Mosbach, mit einem Einkommen von 1692 Jk außer 97 Jk 34 4 für Abhaltung von 
82 gestifteten Jahrtagen und 6 Miserere und außer 18 Jk 46 4 für besondere kirchliche Verrichtungen. 

Die Bewerber um diese Pfründe haben ihre mit den vorgeschriebenen Zeugnissen belegten Bittgesuche um 
Präsentation bei Ihrer Erlaucht der Gräfin Marie zu Leiningen-Neudenau — unter der 
Adresse Hirschstraße Nr. 128 in Karlsruhe — innerhalb vier Wochen durch ihre vorgesetzten Dekanate einzureichen. 

V. 

Dettlingen, Dekanats H aigerloch, mit einem Einkommen von 2107 Jk 

Die Bewerber um diese Pfründe haben ihre mit den vorgeschriebenen Zeugnissen belegten Bittgesuche um Ver- 
leihung innerhalb vier Wochen durch ihre vorgesetzten Dekanate an Seine Excellenz den Hochwürdig st en 
Herrn Erzbischof zu richten. 

Erne n n u n g e n. 

Zu Erzbischöflichen Schulinspektoren wurden ernannt: 

In den Stadtkapiteln Freiburg, Karlsruhe und Mannheim sind die Stadtdekane zugleich die Schulinspektoren für die 
Schulen des gesummten Stadtbezirks mit Ausnahme der von ihnen selbst unterrichteten Klassen. 
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Im Landkapitel Buchen: Pfarrer W ilhelm Walz in Höllerbach für die Volksschulen der Pfarreien Hettingenbeuern, 
Limbach, Mudau, Schlossau und Steinbach. — Schulinspektor Dekan Franz Lenser, Pfarrer in Götzingen, 
prüft die Schule in Hollerbach. 

Im Landkapitel Lauda: Pfarrer Karl Josef Faulhaber in Distelhausen für die Volksschulen der Pfarreien 
Boxberg, Dittigheim, Heckfeld, Könighofen, Kupprichhausen, Lauda, Oberbalbach, Oberlauda, Unterschüpf und 
Zimmern. - Schulinspektor Pfarrer Anton König in Oberbalbach erhält zugetheilt die Schulen der Pfarreien 
Gerchsheim, Grünsfeld, Jlmspan, Krensheim, Kützbrunn, Messelhausen, Poppenhausen, Schönfeld, Unterbalbach, 
Unterwittighausen und Vilchband. — Schulinspektor Pfarrer Martin Noö in Reichholzheim hat zu prüfen 
in den Schulen der Pfarreien Distelhausen und Gerlachsheim. 

Im Landkapitel Neustadt: Dekanatsverweser Josef Blattmann, Pfarrer in Reiselfingen, für die Volksschulen der 
Pfarreien Altglashütten, Breitnau, Hinterzarten, Lenzkirch, Neustadt, Saig, Schluchsee und Waldau. — Stadt- 
pfarrer Franz Müller in Löffingen für die Volksschulen der Pfarreien Bachheim, Bubenbach, Friedenweiler, 
Göschweiler, Gündelwangen, Kappel mit Grünwald, Reiselfingen und Röthenbach. — Schulinspektor Pfarrer 
Wolfgang Keller in Thannheim prüft in den Schulen von Löffingen. 

3m 2anbfa))äe( Seon: ^«1: 3ofef ßoren& 3femaiin in OM# für Me ÄMf8t#[enber#m:eien 
Eichtersheim, Kronau, Malschenberg, Rauenberg, Rettigheim, Roth, St. Leon und Zeuthern. — Schulinspektor 
Pfarrer Josef Münch in Mingolsheim hat die Schule zu Malsch zu prüfen. 

Im Landkapitel Stühlingen: Schulinspektor Stadtpfarrer Kilian Kuhnimhof erhält zu seinem bisherigen Jnspektions- 
bezirke noch die Volksschulen der Pfarreien Achdorf, Blumberg, Bonndorf und Eschach. 

Im Landkapitel Billingen: Pfarrer Karl Welte in Sumpfohren für die Volksschulen der Pfarreien Döggingen, 
Donaneschingen, Fürstenberg, Hausen v. W., Hondingen, Hüfingen, Riedböhringen, Thannheim und Unadingen. 
— Schulinspektor Stadtpfarrer Josef Scherer in Villingen prüft die Schule in Sumpfohren. 

Im Landkapitel Waibstadt: Stadtpfarrer Heinrich Schäfer in Sinzheim für die Volksschulen der Pfarreien 
Aglasterhausen, Bargen, Grombach, Haßmersheim, Heinsheim, Mauer, Neunkirchen, Obergimpern, Siegelsbach 
und Spechbach. 

Im Landkapitel Waldkirch: Pfarrer Karl Fuchs in Bleibach für die Volksschulen der Pfarreien Elzach, Lehen, 
Oberbiederbach, Oberprechthal, Obersimonswald, Oberspitzenbach, Oberwinden, Siegelau, Untersimonswald, Jach 
und Zähringen. — Schulinspektor Stadtpfarrer Hermann Sachs in Emmendingen prüft die Schule in 
Bleibach. 

Im Landkapitel Walldürn: Schulinspektor Pfarrer Wilhelm Walz in Hollerbach hat die Schule in Waldstetten 
zu prüfen. 

Im Landkapitel Wiesenthal: Kämmerer Karl Thoma, Pfarrer in Wallbach, für die Volksschulen der Kuratie 
Brombach und der Pfarreien Eichsel, Kleinlaufenburg, Lörrach, Murg, Oberschwörstadt, Oeflingen, Rickenbach, 
Stetten und Todtnau. — Schulinspektor Stadtpfarrer Scherer von Todtnau verliert die Schulen der Pfarreien 
Eichsel, Lörrach, Stetten und der Kuratie Brombach, erhält aber zu seinem Distrikt die Schulen der Pfarrei 
Schönau. — Schulinspektor Dekan Ferdinand Hund, Stadtpfarrer in Säckingen, prüft die Schule in 
28^6# 

Versetzung. 

. 10. März: Priester Dr. Franz Laver Keller, bisher Studien halber beurlaubt, als Vikar au die Herz-Jesu- 
Kuratie in Freiburg. 

S t e r b f a l l. 

16. März: Barnabas Zimmermann, resignierter Pfarrer von Reichenau-Oberzell, t in lleberlingen a. S. 

B. 1. P. 

Verantwortliche Redaltion: Erzb. Kanzlei. Druck der I. D i l g e r'schen Buchdruckerei in F r e i b u r g. 


